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Weiterbildungsgesetz

Obligatorische Weiterbildung: 
Chance oder Problem? (Zweiter Teil)

Im Rahmen eines Hearings der Expertenkommission zur Ausarbeitung eines eidgenössischen Weiterbildungsgesetzes hat Professor Uschi Backes-Gellner eine Bewertung von Instrumenten zur Förderung der Weiterbildungsbeteiligung vorgenommen
. Dabei hat sie auch das Weiterbildungsobligatorium einer kritischen Wertung unterzogen. Nachdem wir im letzten Pressedienst auf den ersten Teil ihrer Überlegungen reagiert haben, so möchten wir heute auf den zweiten Teil eingehen. Es geht dabei vor allem um die Frage der Durchsetzung eines Obligatoriums.
Bei jeder Gesetzgebung muss man sich fragen, ob (erstens) der Gesetzgeber eine Forderung oder Vorschrift auch durchsetzen kann und (zweitens), ob die Forderung auch zielführend ist und nicht unerwünschte Nebenwirkungen zeitigt.  Professor Uschi Backes-Gellner hat in ihrem Referat diesen Fragen zu Recht im Hinblick auf ein Weiterbildungsobligatorium gestellt. 
Kann ein Weiterbildungsobligatorium durchgesetzt werden?

Kritik von Professor Uschi Backes-Gellner: 

„Es gibt keinen vergleichbaren Durchsetzungsmechanismus (Lizenzentzug) mit ähnlich eindeutiger Legitimationsbasis: 
· Entzug des Führerscheins, Berufsverbot, o.a. Lizenzen entziehen ⇨ Man kann aber Unternehmen kein „Beschäftigungsverbot“ erteilen (Lizenz zur Beschäftigung entziehen).“
Gemäss den Überlegungen von Professor Uschi Backes-Gellner kann einem Betrieb die Lizenz zur Beschäftigung nicht entzogen werden, wenn er das Weiterbildungsobligatorium in seinem Betrieb nicht umsetzt.  Der Staat kann nicht wie einem schuldigen Autofahrer den „Führerschein“ entziehen. Travail.Suisse ist mit dieser Aussage voll und ganz einverstanden. Für ein solches Handeln gibt es keine Legitimationsbasis. Das ist unserer Meinung nach aber auch gar nicht nötig. Es gibt andere Möglichkeiten, die Forderung durchzusetzen.
Zentral wichtig bei der Durchsetzung ist nach unserer Meinung zuerst einmal die Frage, wie die Einhaltung des Obligatoriums überhaupt kontrolliert werden kann. In unserem Bericht „Forderungen und Vorschläge an ein Weiterbildungsgesetz“ haben wir folgende Regelung vorgeschlagen: „Die Kontrolle, ob die drei Tage Obligatorium in einem Betrieb auch eingehalten werden, erfolgt durch die Revision. Diese soll stichprobenartig überprüfen, ob die Arbeitnehmenden Weiterbildung erhalten haben.“ 
Wir gehen davon aus, dass ein Grossteil der Firmen diese Überprüfung ohne wirkliche Probleme überstehen wird. Viele Firmen ermöglichen heute schon ihren Mitarbeitenden regelmässige Weiterbildung. Was durch das Obligatorium neu dazu kommt, ist, dass alle Angestellten Weiterbildung erhalten. Dies bedingt in den meisten Firmen eine Kulturänderung. Das heisst, sie müssen alle Angestellten in ihre Weiterbildungsplanung mit einbeziehen. Wir sind optimistisch, dass – wenn das Obligatorium vorgeschrieben wird – die meisten Unternehmen nach einer Übergangszeit und dank interessanten Angeboten ihrer Branche die Kulturänderung zu ihrem Vorteil vornehmen werden. 
Was passiert aber, wenn ein Betrieb die Forderungen nicht erfüllt? Wie in anderen Bereichen der Arbeitswelt wird man den Weg über die Ermahnung bis hin zur Bestrafung ins Auge zu fassen haben. Sicherlich werden in diesem Zusammenhang Ausgleichszahlungen
 eine Rolle spielen. Gegenüber solchen Ausgleichzahlungen ist allerdings Professor Backes-Gellner sehr kritisch eingestellt.
Was bringen Ausgleichszahlungen?

Kritik von Professor Uschi Backes-Gellner: 

„Als Alternativen böten sich Ausgleichsabgaben an

· Ausgleichsabgaben (Strafen) führen oft sogar zum gegenteiligen Effekt wie man beispielsweise bei Schwerbehindertenabgabe in D gesehen hat („legitimiertes Freikaufen“; Umdefinition zu Schwerbehinderten)

Professor Uschi Backes-Gellner ist sehr kritisch gegenüber Ausgleichszahlungen eingestellt. Für ihre Kritik führt sie auch Beispiele an wie die Schwerbehindertenabgabe in Deutschland. Diese Abgabe muss dann bezahlt werden, wenn ein Betrieb selber keine Schwerbehinderten anstellt. Die Zahlung der Schwerbehindertenabgabe kann damit als „legitimiertes Freikaufen“ angesehen werden. 
Ist dieses Beispiel aber mit dem Weiterbildungsobligatorium vergleichbar? In einer Hinsicht besteht ein grosser Unterschied. Firmen, die eine Schwerbehindertenabgabe leisten, haben nachher keine Schwerbehinderten im Betrieb. Wer eine Weiterbildungsabgabe zahlen muss, weil er seine Angestellten nicht weiterbildet, hat seine Angestellten nachher trotzdem noch im Betrieb. Irgendwann wird dieser Unternehmer sich die Frage stellen müssen, ob er wirklich diese Abgabe nach aussen zahlen will, obwohl er dieses Geld auch innen für die Besserqualifikation seiner Angestellten einsetzen könnte
. Zudem wird er mittelfristig auch Probleme bei Neuanstellungen bekommen.  Indem er keine Weiterbildung anbietet, sind seine Stellen schlechter als in anderen Firmen, weil fehlende Weiterbildung Angestellte auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt. 

Kritik von Professor Uschi Backes-Gellner: 

Als Alternativen böten sich Ausgleichsabgaben an

· führen zu Ausweichreaktionen bezgl. WB-Massnahmen wie man gesehen hat bei obligatorischen Weiterbildungsquoten (x% der Lohnsumme für WB) („definitorische Übungen“, Substitution bereits vorhandener (sinnvoller) Massnahmen durch gesetzes-„treue“ Massnahmen („Hauptsache drei Tage), weniger zielführende,  aber günstigere Massnahmen, etc.)“
Die Kritik von Professor Uschi Backes-Gellner, dass, um Ausgleichszahlungen umgehen zu können, Ausweichreaktionen durchgeführt werden, ist sehr ernst zu nehmen. Schlimm wäre vor allem, wenn bereits vorhandene, sinnvolle Massnahmen durch gesetzestreue substituiert würden. Um das zu verhindern, muss vor allem darauf geachtet werden, dass das, was gesetzestreu heisst, sehr weit gefasst ist. Der Spielraum der Betriebe muss gross sein. Wir haben daher schon im letzten Artikel darauf hingewiesen, dass nach unserem Verständnis des Weiterbildungsobligatoriums nicht die Art der Weiterbildung wichtig ist
.  Wichtig ist viel eher, dass in Bezug auf die Weiterbildung die Lernziele definiert, der Bildungsprozess und die zu erwerbenden Fähigkeiten und Kompetenzen beschrieben und dokumentiert werden. Dieses Dokument ist einerseits die Grundlage der Kontrolle und soll andererseits einen Wert auf dem Arbeitsmarkt haben. 
Schlussfolgerung

Professor Uschi Backes-Gellner fasst ihre Überlegungen folgendermassen zusammen: 
· „Obligatorische Weiterbildung trägt eher nicht dazu bei, das Problem der Risikogruppen zu beheben.

· Führt zu Ausweichreaktionen, die sogar kontraproduktiv sein können… und zu verhärteten Fronten, die ebenfalls kontraproduktiv sein können.“
Aufgrund unserer Überlegungen ist klar, dass wir die Meinung von Professor Backes-Gellner nicht teilen. Wir denken viel eher, dass viele Gründe für ein Weiterbildungsobligatorium – wie wir es verstehen – sprechen: 

· Es führt zu keinen Mitnahmeeffekten.
· Es führt zu situationsgerechten Weiterbildungsmassnahmen und zielgenauem Einsatz der finanziellen Mittel.

· Es lässt den Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden viel Freiheit bei der Umsetzung und führt daher nicht zu Ausweichreaktionen.
· Es ermöglicht allen Personen eines Betriebes Weiterbildung und fördert daher bei allen Arbeitnehmenden die Kompetenzen. 

· Es schafft Angebote für Wenigqualifizierte und hilft mit, Probleme von Risikogruppen zu beheben.
· Es legt die Basis für die Förderprogramme für bestimmte Zielgruppen.

· Es führt zur Entlastung des Sozialstaates. 

· etc.
 

Es lohnt sich daher, die Idee des Weiterbildungsobligatoriums weiterzuverfolgen und ernsthaft zu diskutieren. 
Bruno Weber-Gobet, Leiter Bildungspolitik, Travail.Suisse
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� Der erste Teil der Antwort auf den Vortrag von Prof. Uschi Backes-Gellner findet sich Pressedienst von Travail.Suisse vom 07. März 2011. � HYPERLINK "http://www.travailsuisse.ch/de/node/2683" ��http://www.travailsuisse.ch/de/node/2683� 


� Das Hearing fand am 23. Februar 2011 im Kleemuseum  in Bern statt. Die Stellungnahme von Prof. Uschi Backes-Gellner liegt nur als Handout zu einer Powerpointpräsentation vor. Die Zitate stammen, wo nicht anders erwähnt, aus dieser Powerpointpräsentation. 


� Zu prüfen wären insbesondere Ausgleichszahlungen zugunsten der Arbeitslosenkasse, da Personen ohne (regelmässige) Weiterbildung schwerer vermittelbar sind und daher tendenziell länger erwerbslos bleiben. 


� Damit diese Reaktion passiert, müssen die Ausgleichszahlungen so gestaltet sein, dass die finanziellen Aufwendungen für die Ausgleichszahlungen mindestens den innerbetrieblichen Weiterbildungskosten entsprechen. 


� „In unserem Verständnis des Weiterbildungsobligatoriums kann die Weiterbildung in einer Art passieren, wie sie für den Betrieb und seine Angestellten stimmt. Sie entscheiden, ob die Weiterbildung intern oder extern, individuell oder in Gruppen, seminarartig oder webbasiert geschieht. Wichtig ist uns nicht die Art, sondern dass in Bezug auf die Weiterbildung die Lernziele definiert, der Bildungsprozess und die zu erwerbenden Fähigkeiten und Kompetenzen beschrieben werden. Zudem erwarten wir, dass nach der Weiterbildung die Lernziele, der Bildungsprozess und die neuerworbenen Fähigkeiten und Kompetenzen auf einfache Art dokumentiert werden. Ein solches Dokument soll so gestaltet sein, dass es einen Wert auf dem Arbeitsmarkt hat“. Pressedienst von Travail.Suisse vom 07. März 2011, S. 3,  � HYPERLINK "http://www.travailsuisse.ch/de/node/2683" ��http://www.travailsuisse.ch/de/node/2683� 


� Drei Tage obligatorische Weiterbildung für alle: Zehn Gründe für ein JA: 


 � HYPERLINK "http://www.travailsuisse.ch/de/node/1702" ��http://www.travailsuisse.ch/de/node/1702�








